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Erfolgreiche Anwendung des Arbeitsrechts 
durch die Konfliktkommissionen

Unser sozialistisches Recht trägt dazu bei, die Initiative und 
Tatkraft der Werktätigen zu fördern. Die Gewerkschaften 
nutzen deshalb ihre vielfältigen Möglichkeiten, um das sozia­
listische Arbeitsrecht zu propagieren und seine richtige An­
wendung zu unterstützen. Sie helfen den Konfliktkommissio­
nen bei der Durchsetzung des Rechts. Die Arbeitsergebnisse 
dieser gesellschaftlichen Gerichte und der der staatlichen Ge­
richte zeigen, daß die Unduldsamkeit der Werktätigen gegen­
über dem disziplinlosen Verhalten einzelner wächst. Die Mit­
glieder von Arbeitskollektiven setzen sich zunehmend kritisch 
mit dem Fehlverhalten einzelner im Arbeitsprozeß ausein­
ander und verlangen, daß beim Vorliegen der Voraussetzungen 
die gesetzlich vorgesehenen entsprechenden erzieherischen 
Maßnahmen festgelegt werden.

So tragen die Regelungen zur arbeitsrechtlichen Verant­
wortlichkeit im AGB (§§ 252 ff.) dazu bei, Schäden zu min­
dern und vorbeugend gegenüber weiteren volkswirtschaft­
lichen Verlusten zu wirken. Die Beratungen der Konfliktkom­
missionen auf dem Gebiet der materiellen Verantwortlichkeit 
stiegen in den vergangenen fünf Jahren von etwa 27 000 auf 
rund 31 000 jährlich an. Darin zeigt sich das verstärkte Be­
mühen, Verluste nicht mehr hinzunehmen, sondern ihre Ursa­
chen zu ermitteln und zu beseitigen. Zur weiteren Erhöhung 
der gesellschaftlichen Wirksamkeit des sozialistischen Rechts 
tragen die Konfliktkommissionen sowohl mit ihren Beratun­
gen selbst als aber besonders auch durch die vorbereitenden 
Gespräche bei.

Jahr Anzahl der Mitglieder der
Konfliktkommissionen Konfliktkommissionen

1954 5 682 45 456
1961 14 728 116 653
1968 'г,-21 130 178 900
1977 ’25358 V V ' 225 623
1982 26 744 237 821
Die Anzahl der Beratungen erhöhte sich von 8 384 (1954) auf
über 69 000 (1982).

Die Konfliktkommissionen werden ihrer hohen Verantwor­
tung gerecht. In den nunmehr 30 Jahren ihres Bestehens — sie 
wurden auf Vorschlag der Gewerkschaften gebildet — nahmen 
sie eine erfolgreiche Entwicklung im Sinne der Ideen von 
W. I. L e n i n. Er hatte den Rat gegeben, Kameradschafts­
gerichte zu bilden, die nicht in erster Linie bestrafen, sondern 
die Menschen überzeugen, d. h., bewußtseinsfördernd, erziehe­
risch wirken und Rechtsverletzungen Vorbeugen. Lenin sah 
in den ehrenamtlichen Gerichten den Weg, um den gesell­
schaftlichen Erziehungsprozeß der Werktätigen durch die 
Werktätigen zu fördern.* Die VO über die Bildung von Kom­
missionen zur Beseitigung von Arbeitsstreitfällen (Konflikt­
kommissionen) in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten 
Betrieben und in den Verwaltungen vom 30. April 1953 (GBl. 
Nr. 63 S. 695) konnte sich auf Erfahrungen stützen, die im Jahre 
1952 von Konfliktkommissionen gesammelt wurden, die sich in 
einigen Betrieben bereits auf freiwilliger Grundlage gebildet 
hatten. Im Jahre 1954 gab es bereits 5 682 Konfliktkommissio­
nen, die den Beweis antraten, daß sie es gut verstanden, ihre 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen.

Anfang der 60er Jahre wurde mit der Konfliktkommis­
sionsordnung vom 17. April 1963 (GBl. II Nr. 36 S. 237) ihre 
Zuständigkeit systematisch erweitert. Die Verfassung des Jah­
res 1968 legte die staatsrechtlichen Grundlagen zur Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft fest. In diesem 
Zusammenhang erhielten die Konfliktkommissionen entspre­
chend den wachsenden Anforderungen bei der weiteren Stär­
kung der Staatsmacht, der weiteren Entfaltung und Vervoll­
kommnung der sozialistischen Demokratie und der Festigung 
der Gesetzlichkeit eine höhere Verantwortung. Die Verfas­
sung bezeichnete sie als gesellschaftliche Gerichte, die als Be­
standteil des Gerichtssystems Rechtsprechung ausüben 
(Art. 92). Damit wurde ihr Wirken bei der Erziehung der 
Werktätigen, ihr Beitrag zur wirksamen Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen und zur Beseitigung von Rechtsstreitigkei­

ten, ihr Einsatz für die konsequente Einhaltung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit anerkannt. Mit dem Gesetz über die 
gesellschaftlichen Gerichte der DDR vom 11. Juni 1968 (GBl. I 
Nr. 11 S. 229) und der Konfliktkommissionsordnung vom
4. Oktober 1968 (GBl. I Nr. 16 S. 287) traten Rechtsvorschriften 
in Kraft, die der weiteren Erhöhung ihrer Wirksamkeit Rech­
nung trugen.

Zu diesem Zeitpunkt, als die Konflikt- und Schiedskom­
missionen in den Rang gesellschaftlicher Gerichte erhoben 
wurden, bestanden bereits über 21 000 Konfliktkommissionen 
mit annähernd 179 000 Mitgliedern. Ihre rechtsprechende Tä­
tigkeit nahm von Jahr zu Jahr zu. Dabei stand das Arbeits­
recht als ihr wichtigstes Tätigkeitsgebiet im Vordergrund. 
Neben der Rechtsprechung, die nunmehr seit Jahren in über 
90 Prozent aller Fälle endgültig ist, verstärkte sich das kon­
fliktvorbeugende Wirken, die rechtspropagandistische und 
rechtserzieherische Arbeit außerhalb von Beratungen. Immer 
häufiger holten sich Werktätige bei einem Mitglied der Kon­
fliktkommission Rat und Hilfe. Die Mitglieder der Konflikt­
kommissionen halfen auf diese Weise den Werktätigen, ihre 
Rechte wahrzunehmen und ihren Pflichten nachzukommen. 
Bei den meisten Mitgliedern der Konfliktkommissionen nahm 
diese Seite ihrer Arbeit ständig zu.

Darauf ist z. B. auch die Arbeit der Konfliktkommission 
im VEB Zellstoffwerk Wittenberge gerichtet, der der Kollege 
Fritz Zander seit 1955 angehört. Seit 1959 führt er den Vor­
sitz. In dieser Zeit hat er viele Male erlebt, daß die Konflikt­
kommission wirksam dazu beitragen kann, sozialistisches 
Rechtsbewußtsein zu entwickeln und die sozialistische Gesetz­
lichkeit zu wahren.

Sichtbarer Ausdruck dafür sind Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit, erfüllte und überbotene Pläne ohne Unfälle, Ha­
varien und Brände. „Darauf Einfluß zu nehmen“, sagte Kol­
lege Zander, „bedeutet, mit unserer gesellschaftlichen Funk­
tion einen direkten Beitrag für die bewährte Politik zum 
Wohle des Volkes und für den Frieden zu leisten.“

Unsere Konfliktkommissionen genießen Achtung und Ver­
trauen bei den Werktätigen. Es ist mit ihr Verdienst, daß die 
Werktätigen zunehmend hohe Leistungen im-- sozialistischen 
Wettbewerb vollbringen, die Arbeitszeit voll ausnutzen, viel­
fach bereits langzeitig keine Arbeitsunfälle, Havarien und 
unentschuldigte Fehlzeiten zu verzeichnen haben, wie das 
z. B. in der Sic-Heizleiterfertigung des VEB Elektrokohle 
Berlin-Lichtenberg der Fall ist. In solchen Ergebnissen spie­
gelt sich auch die erzieherische, helfende Arbeit der Mitglie­
der der Konfliktkommissionen wider. Sie gehen mit gutem 
Beispiel voran und sind ihren Kollegen Vorbild. Das schafft 
Autorität und festigt bei allen Mitgliedern des jeweiligen Kol­
lektivs die staatsbürgerliche Haltung.

Erweiterung der Rechte der Konfliktkommissionen

Die erfolgreiche Arbeit der Konfliktkommissionen, für die 
Tausende Beispiele sprechen, ermöglichten es, ihre Rechte zu 
erweitern. Der IX. Parteitag der SED erteilte dazu den Auf­
trag, damit die gesellschaftlichen Gerichte einen größeren 
spezifischen Beitrag zur weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft leisten können.* 5 Dem wurde mit 
der vom Staatsrat erlassenen Konfliktkommissionsordnung 
vom 12. März 1982 (GBl. I Nr. 13 S. 274) und mit dem von der 
Volkskammer beschlossenen neuen Gesetz über die gesell­
schaftlichen Gerichte der DDR vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 13
S. 269)6 entsprochen. Die neuen Rechtsvorschriften sichern,
daß die Werktätigen das politische, wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Leben in der sozialistischen Gesellschaft noch 
stärker mitgestalten können. Das ist im Sinne des X. Partei­
tages der SED, der die sozialistische Demokratie als Haupt­
richtung bezeichnete, in der sich die sozialistische Staatsmacht 
entwickelt. „Sie gewährleistet die breiteste Einbeziehung der 
Werktätigen in die Leitung der gesellschaftlichen Prozesse, 
insbesondere in die staatliche Leitung. Daher richten wir 
unsere Anstrengungen auf ein immer engeres Zusammenwir­
ken der Staatsorgane mit den gesellschaftlichen Organisatio­
nen, den Arbeitskollektiven und den vielfältigen Aktivitäten 
der Werktätigen auf allen Gebieten des Lebens.“7

Im Bericht des Bundesvorstandes an den 10. FDGB-Kon- 
greß wurde hervorgehoben, daß die Mitglieder der Konflikt-


